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Amerika rächt sich, und
Trump ist der Rächer. Sie rä-
chen sich für jahrzehnte-

langen Antiamerikanismus. Ra-
che ist unzivilisiert. Sie ist gewiss
nicht die feine englische Art des
Umgangs zwischenMenschen
oder Staaten. Sie ist grundsätzlich
abzulehnen. Aber jede Rache hat
ihre Vorgeschichte(n). „Wer
Wind sät, wird Sturm ernten“.
Wir haben diesenWind zumin-
dest mit gesät.Wir Europäer, wir
Deutsche und natürlich auch an-
dere Teile derWelt, nicht nur die
Muslimische.

Schon lange vor Trumpwar
Antiamerikanismus Trumpf. Be-
sonders in Deutschland und
Frankreich. Bis heute können
viele Franzosen den USA noch
immer nicht verzeihen, dass Ame-
rikas Armee sie zweimal im
20. Jahrhundert von den Deut-
schen befreit hat. Insofern war es
folgerichtig, dass in den 1960er
Jahren besonders dort der Anti-
US-Kampfruf „USA-SA-SS“ zu hö-
ren und zu lesen war. Dieser ge-
schmacklose Unsinn war das Pri-

vileg neulinker Randale. Der alles
andere als linke und ansonsten
außerordentlich kluge Präsident
und Ex-General Charles de Gaulle
konnte im innerfranzösischen
Anti-US-Wettkampfmithalten
und verkündete für Frankreich
eine Rundumverteidigung „in alle
Himmelsrichtungen“.

Das bedeutete imwirren Klar-
text: Nicht nur vomOsten, sprich
der Sowjetunion, sei Frankreich
bedroht, sondern auch vomWes-
ten, sprich: den USA. Dabei war
jedermann klar: Ohne den US-
Schutzschild würden nicht nur
West-Deutschland, sondern auch
Frankreich sowie der RestWest-
europas von der Roten Armee
überrollt.

Westeuropa als Prellbock

Bis heute halten manche dagegen
und sagen: Die USA hätten West-
europa als Glacis [Festungsvor-
bau], quasi als möglichen Prell-
bock, im Falle eines Krieges mit
der Sowjetunion benutzt. Frei
nachdemMotto: Je deutscher und

westeuropäischer der Krieg, desto
weniger amerikanisch.Nochdeut-
licher: Wenn schon Krieg mit der
Sowjetunion, dann lieber auf dem
Boden Westeuropas als der USA.
Ja, diese strategische Überlegung
spielte für die USA durchaus eine
Rolle. Umgekehrt wären jedoch
DeutschlandundWesteuropa,wie
gesagt, der Sowjetunion gegen-
über so gut wie ausgeliefert, also
erpressbar, oder, noch schlimmer,
überrollbar gewesen. Die Zeche
hierfür haben in erster Linie die
US-Bürger bezahlt.

In Deutschland haben viele
vergessen: Die USA,mehr als alle
anderen, haben nicht nur die
Welt, sondern nicht zuletzt auch
„die“ Deutschen vonHitler be-
freit und Demokratie ermöglicht.
Dennoch belehrten – lange vor

Trump – gerade hierzulande viele
Bürger die USA, was Demokratie
sei. Heute erteilt sogar die Bun-
deskanzlerin den USA – nach
freienWahlenmit einem auch für
mich unerfreulichen Ergebnis –
Demokratienachhilfe.

Bis zumDeutschlandbesuch
vonUS-Präsident John F. Ken-
nedy im Juni 1963 war Antiameri-
kanismus eher in altkonservati-
ven, deutsch-nationalen, kultur-
dünkelhaften Zirkeln zu finden.
Tenor: „Die kauen nur Kau-
gummi, legen die Füße auf den
Tisch, schauen nur fern und trin-
ken Coca-Cola.“

Vietnamesischer Dschungelkrieg

Schon John F. Kennedy hatte sich
Anfang der 1960er Jahre leichtsin-
nig in den vietnamesischen
Dschungelkrieg hineinziehen las-
sen. Der schwappte über nach
Laos und Kambodscha. Unter sei-
nen Nachfolgern Lyndon B. John-
son, Richard Nixon und Gerald
Ford eskalierte der Krieg. Er endete
mit einer traumatischen US-Nie-

derlage. In der politischen Mei-
nung der internationalen Öffent-
lichkeit verloren die USA eben-
falls. Auch bei ihren Verbündeten.
Allen voran West-Deutschland
und Frankreich.

Zwischen Bonn undWashing-
ton knisterte es seit den 1970er
Jahren, besonders unter SPD-
Kanzlern. Helmut Schmidt kan-
zelte US-Präsident JimmyCarter
wie einen dummen Schüler ab.
Kaum anders Gerhard Schröder
gegenüber GeorgeW. Bush ju-
nior.War das die Dankbarkeit für
die Tatsache, dass es ohne dessen
Vater, GeorgeW. Bush senior, nie
die friedlicheWiedervereinigung
Deutschlands gegeben hätte?

Den USAwurde lange vor
Trump vorgeworfen, sie unter-
nähmen nichts, „wennmuslimi-
sches Blut fließt“.Wer, wenn
nicht US-Präsident JimmyCarter
hat 1978/79 den einstigen US-
Günstling, den Schah des Iran,
zugunsten derMullahs fallenlas-
sen?Wer, wenn nicht die USA,
haben 1995 unter Bill Clinton die
Muslime in Bosnien-Herzegowina

vor den christlichen Serben geret-
tet?Wer, wenn nicht die USA ha-
ben unter Bill Clinton 1999 die
muslimischen Kosovaren vor den
christlichen Serben gerettet?Wie
in der Nato, und zwar bis heute,
haben die US-Steuerbürger die Ze-
che bezahlt. Zur Belohnung wur-
den „die“ Amerikaner kritisiert
und US-Bürger gerade in oder von
dermuslimischenWelt attackiert.
Wenwundert's, dass „der kleine
US-Mann auf der Straße“ nun
„Nein, danke!“ sagt.

Messenmit zweierlei Maß?

Völlig inakzeptabel sind die von
Trump verhängten Einreisever-
bote fürMuslime: Abermessenwir
nicht auchhiermit zweierleiMaß?
Wer vonunshat ebenso vehement
dagegen protestiert, dass zahlrei-
che islamische Staaten Israelis seit
Jahrzehnten nicht einreisen las-
sen?

Proteste gegen die Trump-Poli-
tik sind gerecht und richtig. Sie
sind leider auch selbstgerecht.
▶ az-politik @zeitungsverlag-aachen.de
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Manchmal genügt ein ein-
zigesWort, um etwas
über das Selbstverständ-

nis eines Politikers zu erfahren.
AmWochenende hat Donald
Trump über Twitter Kritik an je-
nem „sogenannten“ Richter ge-
übt, der die Umsetzung seiner
Einreise-Dekrete erst einmal ge-
stoppt hatte. „Sogenannt“ heißt,
da wir ja nun den US-Präsidenten
etwas besser kennen, nichts an-
deres als unqualifiziert oder
nicht legitimiert. Es ist ein weite-
res demaskierendes Indiz dafür,
dass Trump die Gewaltenteilung
im Staat innerlich nicht akzep-
tiert und ein extrem fragwürdi-
ges Verständnis von Demokratie
hat.Was ja auch die Aufforde-
rung seines Chefberaters an die
Medien, „denMund zu halten“,
bewiesen hat.

Dass die jüngsten Anordnun-
gen des Präsidenten nun ausge-
setzt bleiben und juristisch wei-
ter überprüft werden, ist deshalb
eine begrüßenswerte Entwick-

lung. Der Reiseverbots-Erlass war
ohnehin übereilt und ohne Koor-
dinationmit wichtigen Behör-
den verabschiedet worden,
sorgte für Chaos und ein weiteres
dickes Fragezeichen hinter
Trumps Kompetenz.

Der Ausgang der laufenden ge-
richtlichen Klärung, möglicher-
weise sogar durch den „Supreme
Court“, ist allerdings ungewiss.
Denn grundsätzlich gilt: Auslän-
dischen Staatsbürgern, die nicht
über eine „Greencard“ verfügen
und sich nicht im Land aufhal-
ten, ist in der Vergangenheit nur
sehr selten ein Schutz durch das
amerikanische Rechtssystem und
die Verfassung gewährt worden.
Dazu zählen auch Flüchtlinge
aus Krisengebieten wie Syrien.
Und: Der Präsident hat grund-
sätzlich breite Rechte, was die
Einwanderungs- und Flücht-
lingspolitik angeht. Diese welt-
weit beachtete Kontroverse ist
noch lange nicht ausgestanden.
▶ az-politik@zeitungsverlag-aachen.de

▶ VonFrieDeMannDieDerichs (Washington)

Trump demaskiert
reaktion auf richterkritik zeigt sein Selbstverständnis

Plötzlich ist wieder 2005. Da-
mals machte ein selbstlos
kämpfender SPD-Kanzler-

kandidatWoche umWoche
mehr Boden gut gegen eine lange
Zeit führende CDU-Kanzlerkan-
didatin AngelaMerkel. Gerhard
Schröder hätte es um ein Haar
tatsächlich geschafft. Bei der Dy-
namik in der Schlussphase hätte
derWahlkampf wohl nur eine
Woche länger laufenmüssen,
undMerkel wäre Geschichte ge-
wesen. Nunwiederholt sich die
Euphorie nach zwölf bitteren
Jahren der SPDmit dem neuen
IdolMartin Schulz.

Das ist ein ungewohntes Ge-
fühl für die SPD – und ein noch
ungewohnteres für die Union.
Für sie war das tief im Volk veran-
kerte Grundvertrauen inMerkel
eine sichere Bank. Zuletzt fuhr
sie denWahlsieg einmit dem
einfachen Satz „Sie kennen
mich“. Doch viele Bürger wollen
sie so nichtmehr, wie sie 2015
auf die Flüchtlingskrise reagierte.
Sie haben ein Grundmisstrauen.
Auch die CSU. Deren Parteichef
Horst Seehofer hat dieMerkel-
CDU systematisch vor sich her-
getrieben, den Druck verstärkt,
der vonWillkommenskultur zu
Kontrollpolitik führen sollte. Die
Gesetzesverschärfungen waren
ein Ergebnis. Ein anderes der
massive Rückgang der Flücht-
lingszahlen.

Und doch gab Seehofer nicht
Ruhe, fachte den Streit immer
wieder an und einigte sich nun
auchmitMerkel, in der Symbol-
frage der Obergrenze für Flücht-
linge nicht einig werden zu wol-
len. Verzweifelt bemühten sich
die Innenexperten von CDU und
CSU um einen gesichtswahren-
den Kompromiss. Das wollten
beide Chefs nicht. Und so bleibt
die Grundkonfrontation. So als
müssteMartin Schulzmit zwei
SPD-Parteitagsbeschlüssen für
und gegen ein Grundeinkom-
menWahlkampfmachen. Er wit-
tert stattdessen die Chance, eine
einige SPD gegen eine in zentra-
len Fragen uneinige Union in
Stellung zu bringen.

Statt inWahlkampfmodus
überzugehen, setzen CDU und
CSU nach ihrem Treffen einen
Koalitionsausschuss an, bei dem
es um großkoalitionäre Verstän-
digung geht. Das lässt auf viel
Gelassenheit schließen – und auf
die Erwartung, dass der unver-
hoffte Herr Schulz sich schon
noch selbst inWidersprüche ver-
stricken und vomHöhenflug in
einen Sinkflug übergehen werde.
Es stimmt zwar, dassWahlen im-
mermehr erst auf den letzten
Metern entschieden werden.
Doch Schulz hat eindeutigmehr
Zeit als seinerzeit Schröder. Mer-
kel sollte gewarnt sein.
▶ az-politik@zeitungsverlag-aachen.de

KoMMentAre

▶gregorMayntz (zzt.München)

Warnung anMerkel
die union und der unverhoffte herr Schulz

Die Kanzlerin und der csU-chef erwärmen sich wieder füreinander und üben nach ihrem dauer-Krach für
den Wahlkampf eintracht. der gemeinsame gegner, der stärker ist als erwartet, schweißt sie zusammen.

DasAngrillen inMünchen
Von christoph trost, MArco
hAdeM und KristinA dunz

München. Er ist nicht hasenfüßig.
Er doch nicht, der Horst Seehofer,
CSU-Chef und bayerischer Minis-
terpräsident. Erst recht nicht,
wenn da einer von der SPD zum
Angriff bläst, wie jetzt Martin
Schulz. Seitdem die Sozialdemo-
kraten den bisherigen
Europapolitiker Ende Ja-
nuar zum Kanzlerkandi-
daten ausgerufen haben,
fährt die SPD für ihreVer-
hältnisse sensationelle
Umfragewerte ein. Aus-
gerechnet am Sonntag,
dem Tag der geplanten
Versöhnung von Seeho-
fer und Kanzlerin Angela
Merkel, liegt die SPD bei
29 und die Union bei 33
Prozent. So klein war der Abstand
seit Jahren nicht mehr. Die Union
ist alarmiert. Revidiert Seehofer
nun sein 40-Prozent-Ziel für die
Union bei der Bundestagswahl im
September?

Seehofer steht vor dem neuen,
modernen Gebäude der CSU-Lan-
desleitung, auf das die Partei so
stolz ist. Die Sonne an diesem kal-
ten Tag fällt auf sein Gesicht, er
spricht wie immer ruhig und leise.
„Wir sind doch keineHasen, die im
Feld hin und her hüpfen, je nach-
dem, wo gerade Regentropfen fal-
len“, antwortet er. Es bleibt also

dabei: 40 Prozent bei derWahl und
auch die Verankerung einer Ober-
grenze für Flüchtlinge im Koali-
tionsvertrag. Sonst will die CSU in
die Opposition gehen. „Wir ma-
chen nicht dieses Spiel jeden Tag,
jede Woche nach Stimmungen.
Sondern wir gehen unseren Weg
beständig und kontinuierlich“,
verspricht Seehofer.

Wenig später kommtdie Kanzle-
rin. Seehofer nimmt sie draußen
auf der Straße in Empfang. Anders
als erwartet undbei solchenAnläs-
sen üblich bleibt Merkel diesmal
vor den Kameras und Mikrofonen
stehen. Auch sie will eine Bot-
schaft loswerden, genausowie See-
hofer vor ihr. Es ist die gleiche Bot-
schaft: Trotz der Differenzen zwi-
schen den beiden Parteivorsitzen-
den, trotz des Streits über eine
Obergrenze: In den kommenden
Monaten bis zurWahlwollenCDU
und CSU zusammenstehen. Der
SPD-Höhenflug nach der Schulz-

Kür schweißt die Union zusam-
men.

„Ich bin ganz sicher, in diesen
Zeiten kommt es auf die beiden
Volksparteien CDU und CSU an,
die sehr viel mehr Gemeinsames
haben, als das, was unterschied-
lich beantwortet wird“, sagt die
Kanzlerin. Auch Seehofer ver-
spricht, die „unterschiedlichen
Auffassungen“ sollten dieGemein-
samkeit derUnionsparteien „nicht
beeinträchtigen“.

Lange haben CDU und CSU auf
diesen Sonntag hingearbeitet. Sie
wollen endlich einen Schlussstrich
unter den Dauer-Krach über die
Flüchtlingspolitik ziehen – und
den Blick nach vorne richten.
Auch wenn die Klärung des Ober-
grenzen-Streits nur aufgeschoben
und nicht aufgehoben ist. Am
Montag aber soll Merkel, endlich,
auch von der CSU zur gemeinsa-
men Kanzlerkandidatin ausgeru-
fen werden.

Seehofer hatte Merkel angebo-
ten,mankönne sich auf neutralem
Boden treffen, in einemHotel oder
in einem Konferenzzentrum.
Doch Merkel habe darauf bestan-
den, dass das Treffen sozusagen im
Wohnzimmer von Seehofer und
der CSU stattfindet. Neutraler Bo-
den? IstMerkel egal, wie auchbeim
Spitzentreffen in Potsdam im vori-
gen Juni.

Und die CSU lässt nichts unver-
sucht, damit sich Merkel & Co. in

München wohlfühlen. Am Abend
sollte, wie schon in Potsdam, ge-
grillt werden, trotz aller Kälte
draußen. Rind, Bratwürste, außer-
demLeberkäse undBulettenwaren
vorgesehen. Und Wein und Bier
standen bereit – sogar Hochpro-
zentiges: CSU-Generalsekretär An-
dreas Scheuer hat extraGin aus sei-
ner niederbayerischen Heimat be-
sorgt. Menge? „Es reicht“, sagt
Scheuer.

Die berühmte Doppelstrategie

Ist dasMünchner Treffen nun eine
Art Neuanfang im Verhältnis zwi-
schen den beiden Schwestern?
„Wir brauchen keinenNeuanfang,
wir haben auch im Alltag unseren
Zauber“, sagt Seehofer. Dabei ver-
teidigt er erneut seine monate-
lange und teils harsche Kritik an
Merkels Flüchtlingspolitik. Umbei
derWahl erfolgreich zu sein, brau-
che die Union sowohl eine innere
Geschlossenheit („Der Sieg ist im-
mer dort, wo Eintracht herrscht“),
müsse aber auch die vielen Ängste
der Bevölkerung in ihre Arbeit auf-
nehmen. „Eine Eintracht, die der
Friedhofsruhe gleichkommt, wird
den Erfolg nicht gewährleisten“,
sagt er. Das ist Seehofers berühmte
Doppelstrategie: einerseits Merkel
unterstützen, andererseits wo nö-
tig auf Distanz gehen. Ziel: mög-
lichst vieleWähler an die CSU bin-
den. Erfolgsaussicht: ungewiss.

„Wir brauchen keinen neuanfang“: Bayerns Ministerpräsident und CSu-Chef horst Seehofer mit Bundeskanzlerin Angela Merkel (Cdu) beim gestri-
gen treffen in der CSu-Parteizentrale in München. Abgestimmt werden sollten inhaltliche Schwerpunkte für den Bundestagswahlkampf. Foto: dpa

„eine eintracht, die der
Friedhofsruhe gleichkommt,
wird den erfolg nicht
gewährleisten.“
csU-cheF seehoFer zUM Verhältnis
zUr cDU iMWahlKaMPF


